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Maintal wachsam gegen Mobilfunkanlagen in Wohngebieten
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Die Bürgerinitiative MwW führte am 07.10., 11.10. und 14.10.2004 aufschlußreiche Gespräche im Regierungspräsidium Darmstadt, beim Fachdienst Umwelt und Stadtentwicklung Maintal und mit dem Bürgermeister der Stadt Maintal. Dreh- und Angelpunkt dieser Gespräche war immer wieder die Frage wie der gesundheitsgefährdende und teilweise rechtswidrige Wildwuchs von Mobilfunkantennen in einen möglichst konfliktfreien Ausbau der Mobilfunk-Infrastruktur umgelenkt werden kann.

Ziel eines Konzeptes für den Mobilfunk-Netzausbaus auch in Maintal sollte sein:

· dem berechtigten Bedürfnis der Bevölkerung nach einer möglichst niedrigen elektromagnetischen Strahlenbelastung vorrangige Geltung zu verschaffen,

· die Stadt Maintal in die Lage zu versetzen, aus den vorhandenen geographischen und städtebaulichen Gegebenheiten und den Anforderungen der Betreiber nach Netzkapazität und optimaler Versorgung der Handynutzer einen konstruktiven Planungsvorschlag für den Mobilfunk-Netzausbau in Maintal zu erarbeiten.

Die sachliche und rationale Diskussion eines solchen Konzeptes setzt Vertrauen in die Richtigkeit von Daten und Fakten und Vertrauen in die Kompetenz der Beteiligten voraus.

Den bisherigen Verhandlungen über das Mobilfunk-Standortkonzept Maintal liegen folgende Stadtverordnetenbeschlüsse zugrunde:

-
Blockbeschluß vom 22.09.2003
Gesamtkonzept

-
AfBUS-Beschluß vom 07.10.2003
Gesamtkonzept

-
Beschluß vom 05.07.2004

Neuer Standort „An der Bleiche“

-
Beschluß vom 20.09.2004

Aufhebung des Beschlusses vom 05.07.2004

Das Mobilfunkkataster der Bürgerinitiative MwW mit den vorliegenden RegTP Standort-bescheinigungen (Stand vom 29.09.2004) zeigt leider, dass die Beschlüsse der Stadtverordnetenversammlung und die ausgehandelten Vereinbarungen der Stadtverwaltung mit den Mobilfunkbetreibern von diesen teilweise ignoriert und nicht umgesetzt werden, teilweise neue Standorte geplant sind, die rücksichtslos gegenüber der Stadt Maintal und verantwortungslos gegenüber der Maintaler Bevölkerung durchgesetzt werden sollen. 

Die Stadtverwaltung sah sich bisher außerstande, die den Vorgaben der Stadtverordneten-

beschlüsse zugrunde liegende „Vorsorgeorientierte Mobilfunkplanung in der Stadt Maintal“

ungeschmälert in rechtlich verbindliche Vereinbarungen mit den Mobilfunkbetreibern umzusetzen. Das Gutachten des ECOLOG-Institutes war mit Mängeln behaftet, die von den Mobilfunkbetreibern zugunsten ihrer Verhandlungsposition ausgenutzt werden konnten.

Dem rücksichtslosen, verantwortungslosen und teilweise rechtswidrigen Wildwuchs von Mobilfunkantennen von Seiten der Stadt Maintal erfolgversprechend begegnen zu können setzt voraus, dass den Einzelkonzepten der Mobilfunkbetreiber ein geschlossenes, stichhaltig begründetes Standort-Gesamtkonzept der Stadt Maintal gegenüber gestellt werden kann. Die Voraussetzungen dafür sind durchaus vorhanden:
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-
Die Planungshoheit über das Gemeindegebiet liegt grundsätzlich bei der Stadt Maintal.

Die Mobilfunkbetreiber sind nicht Träger öffentlicher Belange im Sinne von §4 Abs.1 Satz 1 BauGB (BayrVGH18.03.2003)

-
Das Hessische Ministerium für Wirtschaft, Verkehr und Landesentwicklung stellt im Schreiben vom 27.08.2004 zwar fest: „Das Bauplanungsrecht ist nur in eingeschränktem Maß geeignet, einen Beitrag zur Standortsteuerung zu leisten.“

Das Bayrische Staatsministerium des Inneren schreibt am 04.05.2004 aber auch eindeutig: „Auch wenn die Mobilfunkbetreiber nicht als Träger öffentlicher Belange anzusehen sind, können mit der Nutzung des Mobilfunks zusammenhängende Fragen durchaus Bedeutung in der Bauleitplanung haben. Die Mobilfunkbetreiber sollten also von den Kommunen rechtzeitig in die städtebauliche Planung einbezogen werden.

Und zu dem von den Mobilfunkbetreibern in selbstherrlich arroganter Weise beanpruchten alleinigen Recht der Infrastruktur-Planung für den Mobilfunk-Netzausbau und der damit verbundenen Standortauswahl für die Mobilfunkantennen stellt das BVerwG in seinem Urteil am 16.06.2002 beispielhaft fest:

· „An einer solchen spezifischen Gebundenheit fehlt es, wenn der gewählte Standort im Vergleich mit anderen Orten zwar Lagevorteile bietet, das Vorhaben aber damit nicht steht oder fällt, ob es hier und so und nirgendwo anders ausgeführt werden kann. Der vom Mobilfunkbetreiber bevorzugte Standort stellt die nach seiner alleinigen Einschätzung zweckmäßigste Wahl dar. Dies kann jedoch nicht mit dem Begriff der Ortsgebundenheit gleichgesetzt werden.“

Eine couragierte Stadtverwaltung, die sich vorrangig dem Gemeinwohl der Bevölkerung verpflichtet fühlt, hat heute durchaus Möglichkeiten, ein eigenes Gesamtkonzept für den Mobilfunknetzausbau im Gebiet der Stadt Maintal zu erarbeiten und den Einzelkonzepten der Mobilfunkbetreiber als Verhandlungsgrundlage gegenüber zu stellen. Die zunehmende Zahl von Beispielen anderer Kommunen zeigt, dass heute ein Gesamtkonzept mit einer optimalen Versorgung der Handynutzer durch Mobilfunkantennen außerhalb von Wohngebieten und bei einer Strahlenbelastung der Bevölkerung mit einer Leistungsflußdichte von maximal 

1000 µW/m² technisch und wirtschaftlich möglich ist.

Ein derartiges Gesamtkonzept zunächst selbständig und unabhängig von den Mobilfunkbetreibern zu erstellen kostet natürlich Geld. Die Hilfe von kompetenten Fachleuten für eine stichhaltige technisch-physikalische, bau- und verwaltungsrechtliche sowie gesundheitliche ermessensfehlerfreie Begründung eines Gesamtkonzeptes ist unbedingt erforderlich. Die Bürgerinitiative MwW ist zu einer kostenlosen verantwortlichen Mitarbeit bei einem gemeinsam mit der Stadtverwaltung zu erstellenden Gesamtkonzept bereit.

Die Bürgerinitiative MwW bittet die Stadtverordneten, ein solches Mobilfunk-Gesamtkonzept für Maintal zu unterstützen und die erforderlichen Mittel bei den kommenden Haushaltsberatungen zu bewilligen.

Und die Bürgerinitiative MwW bittet die Stadtverordneten und die Stadtverwaltung, die Unterschriften von über 3000 Maintaler Bürgern, die über den derzeitigen Mobilfunkausbau in Maintal besorgt sind, und die Unterschriften von 24 Maintaler Ärzten unter dem „Maintaler Ärzteappell“ demokratisch zu gewichten und in ihre politische Meinungsbildung einfließen zu lassen.

